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EINIGE SCHLUSSBEMERKUNGEN 
UND HINWEISE FÜR DIE ZUKUNFT 
Seit 1972 konzentrierte sich die Wohnpolitik auf 
folgende Maßnahmen: 
die Unterstützung der Haushalte für den Bau oder 

Kauf einer Eigentumswohnung; 
die Ausdehnung des öffentlichen Wohnungsangebots

auf die sozial schwächsten Gruppen; 
die Unterstützung der Haushalte, die auf dem freien 

Markt in Miete wohnen, früher mit dem Wohngeld 
und heute mit dem Mietbeitrag. 

Die beträchtlichen Summen, die von der Autonomen 
Provinz bereitgestellt wurden, der von den Gemeinden 
in den Bauleitplänen ausgewiesene Baugrund und die 
Wohnungsbauten des WOBI, der Genossenschaften 
und der Privaten haben dazu beigetragen, dass ein 
bedeutender Anteil der ansässigen Haushalte eine 
Eigentumswohnung besitzt und die Zahl der öffentlichen 
Mietwohnungen zugenommen hat. 

ALCUNE CONCLUSIONI E 
INDICAZIONI PER IL FUTURO

Le politiche abitative pubbliche dal 1972 si sono 
concentrate attorno ai seguenti filoni: 
 il sostegno alle famiglie per accedere alla casa in 

proprietà; 
 l’ampliamento dell’offerta residenziale pubblica per 

gli strati sociali più bassi; 
 il sostegno alle famiglie in affitto privato, prima 

attraverso il sussidio casa e oggi con il contributo di 
locazione. 

Le ingenti risorse finanziarie messe a disposizione 
dalla Provincia, le aree edificabili attivate dai Comuni 
con i piani urbanistici e le realizzazioni dell’IPES, delle 
cooperative e dei privati hanno contribuito a far 
accedere alla prima casa quote consistenti di famiglie 
residenti e ad ampliare il patrimonio pubblico in 
affitto.



Wer noch keine Wohnung besitzt, auf dem freien 
Markt in Miete wohnt oder ein Darlehen 
zurückzahlt, muss höhere Kosten sowohl bei den 
Mietwohnungen als auch bei den 
Eigentumswohnungen tragen (vor allem aufgrund 
des Grundpreises). 

Die neue Wohnungsnachfrage hängt mit der 
steigenden Anzahl an Haushalten und der 
zunehmenden Einwanderung zusammen. 

Es handelt sich um einen Bedarf, den die 
„Schwächsten“ hinsichtlich des Wohnungsmarktes 
haben: Senioren, Alleinstehende, Arbeiter von 
auswärts und junge Paare, die häufig nicht in die 
Ranglisten  des WOBI aufgenommen werden (weil 
sie die Voraussetzungen nicht erfüllen oder „zu 
reich“ sind), sowie Personen, die nicht um Beiträge 
für den Bau oder Kauf ansuchen, da sie insgesamt 
„zu arm“ sind, um eine Wohnung auf dem freien 
Markt zu kaufen. 

Per coloro che non hanno ancora una casa, per 
chi è in affitto sul libero mercato o per chi sta 
pagando il mutuo, il problema è diventato più 
grave per i costi crescenti della casa sia in affitto 
che in proprietà (soprattutto a causa del costo dei 
terreni).

 la nuova domanda abitativa è legata alla crescita 
del numero delle famiglie e alla crescita 
dell’immigrazione

si tratta di una domanda sociale espressa da 
soggetti che risultano "deboli" nei confronti del 
mercato abitativo: anziane/anziani, single, 
lavoratori provenienti da fuori e giovani coppie
che risultano spesso esclusi dalle graduatorie 
dell’IPES (perché non hanno i requisiti o perché 
troppo "ricchi") e che, essendo comunque troppo 
"poveri" per potere acquistare un’abitazione sul 
mercato privato, non richiedono i contributi per la 
nuova costruzione e l’acquisto. 



Heute hängt die Wohnungskrise vor allem vom 
begrenzten Angebot an Mietwohnungen, 
insbesondere im privaten Bereich, und von den hohen 
Kauf- und Mietpreisen, die eng mit den zunehmenden 
Grundstückspreisen verbunden sind, ab. 

Südtirol hebt sich zwar durch seine kontinuierliche und 
bedeutsame Bereitstellung von Geldern und durch 
seine Wohnbau-politik sehr deutlich vom 
gesamtstaatlichen Kontext ab. Dennoch kann hier 
behauptet werden, dass der soziale Wohnbau und die 
Verbindung zwischen Wohnungs- und 
Raumordnungspolitik zwei grundlegende Fragen sind, 
die auch in Südtirol wieder vermehrt ins Auge gefasst 
werden sollten.  

Oggi la crisi degli alloggi è dovuta prevalentemente 
alla limitata offerta di alloggi in affitto, in particolare 
nel comparto privato, e ai prezzi elevati, sia 
dell’affitto che dell’acquisto, fenomeno direttamente 
legato alla continua crescita del prezzo dei suoli. 

Anche se l’Alto Adige si caratterizza in modo molto 
diverso rispetto al contesto nazionale in conseguenza 
di una continuità di risorse economiche e politiche 
pubbliche per la casa significative, si può affermare 
che l’edilizia residenziale sociale e il raccordo tra 
politiche abitative e urbanistiche siano due 
questioni che meritano di essere nuovamente 
portate all’ordine del giorno.



Ausgehend von den positiven Erfahrungen mit der Wohnbaureform von 1972, 
mit der innovative und abgestimmte Regelungen im Wohnbau- und 
Raumplanungsbereich erlassen wurden, und ausgehend von den neuen 
Möglichkeiten, die kürzlich mit dem neuen Gesetz Raum und Landschaft 
eingeführt wurden, kann die bisher betriebene Wohnpolitik mit kohärenten und 
geplanten Maßnahmen ergänzt werden, um den Zugang zur Erstwohnung und 
zu erschwinglichen Mietwohnungen zu ermöglichen. 

In diesem Zusammenhang sollen einige Kernpunkte noch einmal 
hervorgehoben werden: 
 Die direkten und indirekten öffentlichen Unterstützungsmaßnahmen für 

den sozialen Wohnbau sollten nicht im Verhältnis zur Verteilung der 
Bevölkerung, sondern mit Bezug auf den Bedarf angepasst werden. Somit 
könnte die Effizienz gesteigert werden und die Maßnahmen kämen den 
Einwohnern der Gebiete zugute, in denen die Schere zwischen Nachfrage 
und Angebot am weitesten auseinanderklafft und die Marktpreise am 
stärksten von den finanziellen Möglichkeiten der Haushalte abweichen; 

 In die Planung der öffentlichen Maßnahmen für den sozialen Wohnbau 
sollten auch die übergemeindlichen Einrichtungen einbezogen werden. 
Dem Land fiele somit die Aufgabe zu, die Strategien auszuarbeiten und die 
Lokalkörperschaften zu koordinieren. Man denke zum Beispiel an die 
Gemeinden rund um den größeren Zentren oder an die 
Tourismusgemeinden und die Auswirkung derselben auf die 
Randgemeinden; 

 Der soziale Wohnbau sollte seinen Schwerpunkt weiterhin auf das Angebot 
an Mietwohnungen legen, wobei durchaus auch Eigentumswohnungen in 
das Programm aufgenommen werden können, um so ein finanzielles 
Gleichgewicht zwischen den Investitionen herzustellen (bzw. eventuelle 
Verluste beim Bau der Mietwohnungen mit dem Gewinn beim Wohnbau zu 
gemäßigten Preisen auszugleichen) und ein bunt gemischtes Umfeld im 
Sinne der sozialen Kohäsion zu schaffen; 

Proprio a partire dalle positive esperienze avviate con la riforma della casa 
del 1972, che introduceva norme innovative e coordinate in materia di 
edilizia e di pianificazione urbanistica, e dalle nuove possibilità introdotte di 
recente con la nuova legge territorio e paesaggio, è possibile integrare le 
politiche abitative fin qui perseguite con una coerente e programmata 
azione per ampliare l’accesso alla prima casa e il mercato dell’affitto a prezzi 
accessibili. 

In questo quadro interessa ribadire alcune questioni essenziali:

 gli interventi pubblici di sostegno all’offerta di edilizia sociale, diretti ed 
indiretti, non dovrebbero essere assegnati in proporzione alla 
distribuzione della popolazione, ma, per massimizzarne l’efficienza, 
essere focalizzati in relazione al fabbisogno, ossia nelle aree dove è 
maggiore il differenziale tra domanda ed offerta e dove i prezzi di 
mercato sono più distanti dalle capacità economiche delle famiglie; 

 la programmazione delle azioni pubbliche per l’edilizia residenziale 
dovrebbe interessare anche il livello sovracomunale, con un ruolo della 
Provincia nell’elaborazione delle strategie e nel coordinamento degli Enti 
locali, si pensi ai comuni di cintura dei centri maggiori o ai comuni 
turistici e all’effetto di questi sui comuni marginali a loro contermini;

 l’edilizia residenziale sociale dovrebbe mantenere il suo centro di 
interesse nell’offerta di alloggi in locazione, coinvolgendo nei suoi 
programmi operativi anche l’offerta di abitazioni in proprietà, con 
funzione strumentale al raggiungimento di equilibri economici degli 
investimenti (ovvero recuperare, mediante l’attivo derivante dall’edilizia 
privata, l’eventuale perdita avuta nel realizzare alloggi a prezzo 
calmierato) ed alla creazione di un mix sociale orientato alla coesione; 



 Die Wohnbaupolitik sollte eng in die Raumplanung eingebunden und 
mit den städtebaulichen Neuordnungsmaßnahmen verflochten werden;

 Der Wohnbau sollte durch Steuermaßnahmen gestützt werden, welche 
ein neues Angebot an Mietwohnungen bei den bereits vorhandenen 
privaten Wohnungen fördern, zum Nachteil der Eigentümer von 
leerstehenden Wohnungen und mit Begünstigung der Eigentümer, die zu 
einem vereinbarten Mietzins vermieten;

 Neuordnungsmaßnahmen bei der Verwaltung des öffentlichen 
Wohnungsbestands und soziale Fördermaßnahmen für den Einzelnen zur 
Ergänzung des sozialen Mietzinses, damit dieser auf ein wirtschaftlich 
verträgliches Niveau für öffentliche und private Akteure gebracht wird.

In anderen Worten sollten zusätzlich zum derzeitigen Modell, das auf einem 
hohen Einsatz öffentlicher Gelder zur Unterstützung der 
Wohnungsnachfrage beruht, noch weitere Möglichkeiten in Erwägung 
gezogen werden: So könnte man zum Beispiel eher auf die 
Grundstückspreise als auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der Nachfrage 
(vor allem der Haushalte) einwirken. Einerseits wird hier die Einführung von 
Systemen zur Bestimmung des Grundstückwertes angedacht, die diesen 
unabhängig von der Zweckwidmung und den festgelegten Bau-dichten laut 
Bauleitplan (Ausgleichsverfahren) festsetzen. Andererseits wäre eine 
stärkere Beteiligung der privaten Bauträger wünschenswert, damit der 
Nachfrage nach Mietwohnungen ein entsprechendes Angebot 
gegenübersteht, das sich von privater Seite heute noch ausschließlich auf 
den Wohnungsverkauf beschränkt. Hier besteht auch für die 
Genossenschaften noch ein beachtliches Handlungspotenzial, sofern sie zu 
Innovationen bereit sind, um die immer enger werdenden Marktnischen zu 
erweitern.

 le politiche per l’edilizia residenziale dovrebbero essere strettamente 
integrate nella pianificazione urbanistica, intrecciandosi con le azioni 
di riqualificazione urbana;

 l’edilizia residenziale dovrebbe essere sostenuta da politiche fiscali 
che agevolino una nuova offerta di alloggi in locazione nel patrimonio 
abitativo privato esistente, penalizzando chi tiene alloggi vuoti e 
favorendo chi affitta a canone concordato;

 gli interventi di riordino della gestione del patrimonio residenziale 
pubblico, le politiche sociali di sostegno alle persone per integrare il 
canone sociale e riportarlo a livelli di sostenibilità economica per gli 
operatori pubblici e privati.

In altri termini si tratta di valutare se sia possibile attivare, a fianco 
dell’attuale meccanismo che si regge su un elevato impegno finanziario 
pubblico di sostegno della domanda di casa, altri strumenti paralleli in 
grado di incidere sui prezzi dei terreni edificabili invece che sulla capacità 
della domanda (le famiglie in primis) di disporre di adeguate risorse 
finanziarie. Pensiamo da un lato all’introduzione di sistemi di valutazione 
del valore delle aree che siano indipendenti dalle destinazioni d’uso e 
dalle densità edilizie determinate dai piani urbanistici (processi 
perequativi) e dall’altro a un nuovo coinvolgimento degli operatori 
privati per far incontrare la domanda di alloggi in affitto con 
un’adeguata offerta, oggi concentrata da parte dei privati esclusivamente 
sulla vendita. In questa direzione esiste una consistente margine di 
manovra anche per le cooperative se saranno in grado di innovarsi 
rispetto a modelli operativi che evidenziano sempre più ridotti spazi di 
mercato.


